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Stadt Bad Salzuflen 
 
381 Satzung für bebaute Bereiche im Außenbe-

reich gem. § 35 Abs. 6 BauGB  
 Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil Ehr-

sen-Breden  
 - Aufstellungsbeschluss  
 - Beschluss der öffentlichen Auslegung  
 
Beschluss des Planungs – und Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 06.09.2016 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 
Die Aufstellung der Außenbereichssatzung „Grünau“, Orts-
teil Ehrsen-Breden, wird gemäß § 35 Abs. 6 Baugesetz-
buch (BauGB) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beschlossen.  
Die Aufstellung der Außenbereichssatzung erfolgt nach 
den Regelungen des § 13 BauGB ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB. 
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung  
 
Dem Entwurf der Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil 
Ehrsen-Breden mit der zugehörigen Begründung in der 
Fassung vom 23.08.2016 wird zugestimmt. 
Der Entwurf zur Außenbereichssatzung ist gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung für den o.g. Entwurf der Außen-
bereichssatzung wird in der Zeit vom  
 

10.10.2016 bis 09.11.2016 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Entwurf der Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil 
Ehrsen-Breden, mit der Begründung liegen zu jedermanns 
Einsicht für die Dauer des oben genannten Zeitraums öf-
fentlich aus. 
 
Die Außenbereichsatzung wird im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB aufgestellt. Von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4  BauGB und dem  Umweltbericht nach §2a 
BauGB wird abgesehen. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der 
Entwurf der Außenbereichsatzung unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über die Außenbereichsatzung unberücksichtigt bleiben 
können.  

 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  09.09.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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382 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0153 

„Brüderstraße / Herforder Straße“, Ortsteil Bad 
Salzuflen 

 - Aufstellungsbeschluss 
 
Beschluss des Planungs– und Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 06.09.2016 
 
Aufstellungsbeschluss 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0153 "Brüderstraße / Herforder Straße", Ortsteil Bad Salzu-
flen wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in 
Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB beschlossen. Die Auf-
stellung des Bebauungsplanes wird im beschleunigten Ver-
fahren nach den Regelungen des § 13a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. 
 
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 8.09.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Stadt Barntrup 
 
383 24. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Barntrup 
 
„Darstellung von Sondergebieten (Großflächiger  
Lebensmittel-Einzelhandel) im Bereich der Alverdisser 
Straße" 
-Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB)- 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
13.09.2016 beschlossen, den Entwurf der 24. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Barntrup einschließ-
lich Plan, Text, textlichen Festsetzungen, Begründung und 
Umweltbericht in der Fassung, die sich aus der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
ergeben hat gem. § 3 (2)  Baugesetzbuch (BauGB) für die 
Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 
 
Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme 
wird auf der Grundlage des § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB fest-
gesetzt auf den Zeitraum vom 
 

05.10.2016 bis zum 04.11.2016 (einschl.). 
 
Die Planunterlagen können im Fachbereich Planen und 
Bauen der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, 32683 Barntrup 
während der allgemeinen Dienststunden eingesehen wer-
den. Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der einseh-
baren Planunterlage vorgenommene Grenzeintragung ver-
bindlich. 
 
Stellungnahmen können innerhalb der Offenlegungsfrist 
schriftlich an die Stadt Barntrup-Fachbereich Planen und 
Bauen- 32683 Barntrup gerichtet oder zur Niederschrift im 
Verwaltungsgebäude Mittelstr. 32, Obergeschoss, Zimmer-
Nr. 20, vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch 
die Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form 
über die Internetseite der Stadt Barntrup info@barntrup.de 
abzugeben. Nicht fristgerechte Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan un-
berücksichtigt bleiben.  
 
Gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor/sind 
zurzeit verfügbar:  
 
a) Umweltbericht (mit der Behandlung der Schutzgüter 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Land-
schaft, Kultur und sonstigen Sachgüter und Wechselwir-
kungen zwischen den Belangen des Naturschutzes) für die 
24. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Barn-
trup einschließlich der Ermittlung und des Nachweises der 
naturschutzrechtlichen Kompensation für die 24. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Barntrup (Planungs-
büro Lauterbach, Hameln, August 2016)  
 
Folgende, nach Einschätzung der Stadt Barntrup, wesentli-
che umweltbezogene Stellungnahmen liegen ebenfalls zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus:  

 
Lippischer Heimatbund Fachstelle Umweltschutz und 
Landschaftspflege: 
Anregungen zu avifaunistischen und morphologischen Un-
tersuchungen, Schutzgebieten, Topografie, und zum Im-
missionsschutz 
 
Kreis Lippe Der Landrat: 
Anregungen zum Wasserschutz, Landschaftsschutz, 
Bodenschutz und Immissionsschutz 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die Offenlegung des Entwurfs der 24. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Barntrup „Darstellung von 
Sondergebieten (Großflächiger Lebensmittel-Einzelhandel) 
im Bereich der Alverdisser Straße“ mit sämtlichen Planun-
terlagen, Planzeichnung, Begründung und den Fachgut-
achten wird hiermit gem. § 2 Abs. 4 der BekanntmVO öf-
fentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis: 
Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Barntrup unter www.barntrup.de einsehbar. 
 
Barntrup, den 14.09.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Kuhs  

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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384 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01 / 09 
 "Im Wied" 
 -Erneuerte öffentliche Auslegung gem. § 4 a 

Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB)- 

 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
13.09.2016 beschlossen, gem. § 4 a Baugesetzbuch 
(BauGB) den geänderten und ergänzten Entwurf des     
Bebauungsplanes Nr. 01/09 "Im Wied" erneut öffentlich 
auszulegen und die Öffentlichkeit und die Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange gem. § 4 a Abs. 3 
Satz 2, 3 und 4 BauGB erneut zu beteiligen.  
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen wurde der 
Entwurf des Bebauungsplanes nach dem Verfahren gem. 
§§ 3 Abs. 2 u. 4 Abs. 2 BauGB geändert und ergänzt. 
 
Die Dauer der erneuten Auslegung und die Frist zur Stel-
lungnahme wird auf der Grundlage des § 4 a Abs. 3 Satz 3 
BauGB verkürzt auf die Dauer vom 
 

05.10.2016 bis zum 19.10.2016 (einschl.). 
 
Die Planunterlagen können im Fachbereich Planen und 
Bauen der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, 32683 Barntrup 
während der allgemeinen Dienststunden eingesehen wer-
den. Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug    er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Unterla-
ge vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen nur zu 
den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden 
können. Die Stellungnahmen können innerhalb der Offen-
legungsfrist schriftlich an die Stadt Barntrup –Fachbereich 
Planen und Bauen- 32683 Barntrup gerichtet oder zur    
Niederschrift im Verwaltungsgebäude Mittelstr. 32, Ober-
geschoss, Zi.-Nr. 20, vorgebracht werden. Darüber hinaus 
besteht auch die Möglichkeit, Stellungnahmen in elektroni-
scher Form über die Internetseite der Stadt Barntrup     in-
fo@barntrup.de abzugeben. Nicht fristgerechte Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den     Be-
bauungsplan unberücksichtigt bleiben.  
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkon-
trollantrag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen gel-
tend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätend geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 
  
Gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor/sind 
zurzeit verfügbar:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) Umweltbericht (mit der Behandlung der Schutzgüter 
Menschen und menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen, 
Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur und 
sonstigen Sachgüter, Biologische Vielfalt und Wechselwir-
kungen) für die 10. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr.01/09 „Im Wied“ einschließlich der Ermittlung und des 
Nachweises der naturschutzrechtlichen Kompensation für 
die 10. Änderung des Bebauungsplanes-Nr. 10 „Im Wied“ 
(Büro Höke – Landschafts-Architektur, Bielefeld, August 
2016)  
 
b) Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Büro Höke – Land-
schafts-Architektur, Bielefeld, November 2015) 
 
Folgende, nach Einschätzung der Stadt Barntrup, wesentli-
che umweltbezogene Stellungnahmen liegen ebenfalls zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus:  
 
Kreis Lippe Der Landrat, Untere Wasserbehörde: 
Hinweis zum Quellenschutzgebiet 
 
Lippischer Heimatbund, Fachstelle Umweltschutz 
und Landschaftspflege: 
Anregungen zur Entwässerung, Anpflanzungen, 
Dachbegrünung und zum Mikroklima 
 
Kreis Lippe Der Landrat, Naturschutz und  
Landschaftspflege: 
Anregungen zum Artenschutz, Erhalt von Gehölzen und zu 
Anpflanzungen  
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die erneute Offenlegung des Entwurfs der 10. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 01/09 "Im Wied" der Stadt Barn-
trup mit sämtlichen Planunterlagen, Planzeichnung,      Be-
gründung und den Fachgutachten wird hiermit gem. § 2 
Abs. 4 der BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis: 
Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Barntrup unter www.barntrup.de einsehbar. 
 
Barntrup, den 14.09.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Kuhs  

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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385 3.  Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01 / 26 
 "Pivitswiese" 
 -Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 des 

Baugesetzbuches (BauGB)- 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
13.09.2016 beschlossen, den Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 01/26 "Pivitswiese" einschließlich Plan, Text,  
textlichen Festsetzungen, Begründung und Umweltbericht 
in der Fassung, die sich aus der Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange ergeben hat, 
gem.  
§ 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) für die Dauer eines Mo-
nats öffentlich auszulegen. 
 
Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme 
wird auf der Grundlage des § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB fest-
gesetzt auf den Zeitraum vom 
 

05.10.2016 bis zum 04.11.2016 (einschl.). 
 
Die Planunterlagen können im Fachbereich Planen und 
Bauen der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, 32683 Barntrup 
während der allgemeinen Dienststunden eingesehen wer-
den. Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der einseh-
baren Planunterlage vorgenommene Grenzeintragung ver-
bindlich. 
 
Stellungnahmen können innerhalb der Offenlegungsfrist 
schriftlich an die Stadt Barntrup –Fachbereich Planen und 
Bauen- 32683 Barntrup gerichtet oder zur Niederschrift im 
Verwaltungsgebäude Mittelstr. 32, Obergeschoss, Zimmer-
Nr. 20, vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch 
die Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form 
über die Internetseite der Stadt Barntrup info@barntrup.de 
abzugeben. Nicht fristgerechte Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkon-
trollantrag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen gel-
tend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätend geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 
  
Gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor/sind 
zurzeit verfügbar:  
 
Umweltbericht (mit der Behandlung der Schutzgüter 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Land-
schaft, Kultur und sonstigen Sachgüter und Wechselwir-
kungen zwischen den Belangen des Naturschutzes) für die  
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr.01/26 „Pivitswiese“ 
einschließlich der Ermittlung und des Nachweises der  
naturschutzrechtlichen Kompensation für die 3. Änderung 
des Bebauungsplanes-Nr. 3 „Pivitswiese“ (Planungsbüro 
Lauterbach, Hameln, August 2016)  
 
 
 

 
Folgende, nach Einschätzung der Stadt Barntrup,  
wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen  
ebenfalls zu jedermanns Einsicht für die Dauer des oben 
genannten Zeitraums öffentlich aus:  
 
Kreis Lippe Der Landrat: 
Anregungen zur Natur und Landschaft, Wasserwirtschaft, 
Vermessung und Kataster, Brandschutz 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die Offenlegung des Entwurfs der 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 01/26 "Pivitswiese" der Stadt Barntrup mit 
sämtlichen Planunterlagen, Planzeichnung, Begründung 
und den Fachgutachten wird hiermit gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis: 
Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Barntrup unter www.barntrup.de einsehbar. 
 
Barntrup, den 14.09.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Kuhs  

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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386 Aufstellung des Bebauungsplanes 01/28 

"Kerngebiet Am Bahnhof/ Oststraße" der Stadt 
Barntrup 

 hier: Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
13.September 2016 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
zurzeit gültigen Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der z.Zt. gültigen Fassung die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 01/28 „Kerngebiet Am Bahnhof/ Ost-
straße“ der Stadt Barntrup einschließlich Begründung als 
Satzung beschlossen.  
 

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
 
Gem. § 10 BauGB wird der Satzungsbeschluss hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.  
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Aufstellung 
des Nr. 01/28 „Kerngebiet Am Bahnhof/ Oststraße“ der 
Stadt Barntrup rechtsverbindlich.  
 
Die Lage und der Umfang des Bebauungsplangebietes 
sind aus dem beigefügten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Die Satzung liegt einschließlich Text und Begründung im 
Fachbereich Planen und Bauen der Stadt Barntrup, Mittel-
straße 32, 32683 Barntrup, vom Tage dieser Bekanntma-
chung an während der Dienststunden zu jedermanns Ein-
sichtnahme öffentlich aus. 
 

Hinweise: 
 
1.  Es wird darauf hingewiesen, dass  
 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB 
    beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
    Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB  
    beachtlichen Verletzung der Vorschriften über das 
    Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut- 
    zungsplanes und 
 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel  
    des Abwägungsvorganges 
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzu-
legen.  
 
2.  Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädigungen 
von durch den Bebauungsplan eingetretenen Vermögens-
nachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen ent-
sprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
3.  Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen 
(GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung kann 
gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt 
Barntrup vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 
Barntrup, den 15. September 2016 
 
 
Schell 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Stadt Blomberg 
 
387 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstellen 

auf den Friedhöfen der Stadt Blomberg und 
Einebnung von Gräbern 

 
An Grabstellen (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
Friedhöfen der Stadt Blomberg, die bis zum 31.12.1986 
belegt worden sind, ist die in § 12 i.V.m. § 15 Abs. 1, § 16 
Abs. 4 und § 18 Abs. 3 der Friedhofssatzung der Stadt 
Blomberg vom 19.11.2004 bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2016 abgelaufen. Eine Verlängerung der Nutzungs-
zeit an diesen Grabstellen ist nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31. Dezember 2016 bei 
der Friedhofsverwaltung der Stadt Blomberg zu stellen. Alle 
Grabstellen, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 15 Abs. 4 und 
§ 16 Abs. 10 der Friedhofssatzung wird die beabsichtigte 
Einebnung der in Frage kommenden Grabstellen hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Blomberg, den 06. September 2016 
 
Stadt Blomberg 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
388 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Blomberg (Gewerbegebiet östlich des 
Flachsmarktes), 

 hier: Wirksamwerden nach Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat mit Verfügung vom 12. 
Juli 2016, Az.: 35.21.10-504/B.130, die 6. Änderung des 
Flächennutzungsplanes gem. § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der zur Zeit gültigen Fassung genehmigt. Lage 
und Umfang der Flächennutzungsplanänderung sind aus 
dem dieser Bekanntmachung beigefügten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird die Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Mit Voll-
zug dieser Bekanntmachung wird die Änderung rechtswirk-
sam. 
 
Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt ein-
schließlich Begründung im Fachbereich 60 – Bauen und 
Stadtentwicklung – der Stadt Blomberg, Marktplatz 6, II. 
Obergeschoß, 32825 Blomberg, vom Tage dieser Be-
kanntmachung an während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtnahme öffentlich aus.  
Die Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einsehbar. 
 
 

 
Hinweise 

 
1. Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung der in 

§ 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeacht-
lich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden ist. 

 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr. 3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Flä-
chennutzungsplanänderung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO 
NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. der Beschluss über den Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Feststellungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, 31. August 2016 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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389 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  01/29 

Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes" der 
Stadt Blomberg, 

 hier: Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 13. 
April 2016 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen 
Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der z.Zt. 
gültigen Fassung die 5. Änderung des Bebauungsplanes 
01/29 der Stadt Blomberg einschließlich Begründung als 
Satzung beschlossen. Die Lage des Bebauungsplangebie-
tes ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen. Mit 
Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 5.  Änderung des 
Bebauungsplanes 01/29 der Stadt Blomberg rechtsverbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung im 
Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der Stadt 
Blomberg, Marktplatz 2, I. Obergeschoß, 32825 Blomberg, 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Je-
dermann kann Auskunft über den Inhalt des Bebauungs-
planes einschließlich Begründung verlangen. 
Die Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einsehbar. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeacht-
lich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden ist. 

 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädigungen 
von durch den Bebauungsplan eingetretenen Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
 
 
 
 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 31. August 2016  
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Stadt Detmold 
 
390 Plangebietsteilung des Bebauungsplanes 
 
01-16 „Grünstraße/Neitzelweg", 7. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße sowie dem 
ehemaligen Möbelhaus Jäger, 
Irmgardstraße und Sylbecke 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Stadtentwicklung der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
14.09.2016 die Plangebietsteilung der o. g. Bebauungs-
planänderung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt die Teilung 
des  
 
Bebauungsplanes 01-16 „Grünstraße/Neitzelweg“, 7. Ände-
rung in folgende Gebiete: 
 
Bebauungsplan  01-16 „Grünstraße/Neitzelweg“, 7. Än-
derung, Teilbereich A 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Nord-westlich der T-Kreuzung 

Grünstraße/Siegfriedstraße 
  
Bebauungsplan  01-16 „Grünstraße/Neitzelweg“, 7. Än-
derung, Teilbereich B 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße sowie dem 
ehemaligen Möbelhaus Jäger, 
Irmgardstraße und Sylbecke 

 
Lage und Umfang der Plangebietsteilung sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 14.09.2016 über die Plangebietsteilung 
des Bebauungsplanes 
 
01-16 „Grünstraße/Neitzelweg", 7. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße sowie dem 
ehemaligen Möbelhaus Jäger, 
Irmgardstraße und Sylbecke 

 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 15.09.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 
 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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391 Offenlegung des Entwurfs der Satzung gem. § 

35 (6) BauGB 
 
19-04 „Schwarzenbrinker Straße/BielefelderStraße“  
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Satzungsgebiet: Zwischen Bielefelder Straße 

und Hasselbach 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 14.09.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf der o. g. Satzung mit folgen-
dem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 35 (6) BauGB den Entwurf der Satzung 
 
19-04 „Schwarzenbrinker Straße/BielefelderStraße“  
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Satzungsgebiet: Zwischen Bielefelder Straße 

und Hasselbach 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der o. g. Satzung mit Begrün-
dung in der Zeit vom 
 

04.10.2016 bis einschließlich 04.11.2016 
 

beim Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Rosental, 1. Etage, Hintergebäude, 
montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 Uhr und 
freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich ausliegt. 
 
Lage und Umfang des Satzungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Fachbereich Stadtentwicklung, 32754 Detmold 
gerichtet oder zur Niederschrift im Ferdinand-Brune-Haus, 
Rosental 21, 1. Etage, Hintergebäude, Zimmer 134 vorge-
bracht werden. Darüber hinaus besteht auch die Möglich-
keit, Stellungnahmen in elektronischer Form über die Inter-
netseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt 
bleiben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung fallen. 
 
Im vorliegenden Verfahren wird von einer Umweltprüfung 
abgesehen. 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 14.09.2016 über den Entwurf der Sat-
zung gem. § 35 (6) BauGB 
 
19-04 „Schwarzenbrinker Straße/BielefelderStraße“  
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Satzungsgebiet: Zwischen Bielefelder Straße 

und Hasselbach 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 15.09.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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392 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
19-04 „Kantstraße", 2. (beschleunigte) Änderung, Zwei-
te Offenlage 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 14.09.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 19-04 „Kantstraße", 2. (beschleunig-
te) Änderung, Zweite Offenlage 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

04.10.2016 bis einschließlich 18.10.2016 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 134, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 14.09.2016 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 19-04 „Kantstraße“, 2. (be-
schleunigte) Änderung, Zweite Offenlage 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 15.09.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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393 Offenlegung des Entwurfes der Flächennut-

zungsplanänderung 
 
Nr. 19 „Deponie Hellsiek“ 
Ortsteil:   Mosebeck, Vahlhausen 
Änderungsgebiet: Deponiegelände südlich der 

Barntruper Straße 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 14.09.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung 
 
Nr. 19 „Deponie Hellsiek“ 
Ortsteil:   Mosebeck, Vahlhausen 
Änderungsgebiet: Deponiegelände südlich der 

Barntruper Straße 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit Begründung und den wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in 
der Zeit vom 
 

05.10.2016 bis einschließlich 07.11.2016 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Neben dem Entwurf des Plans einschließlich des Umwelt-
berichts sind folgende Dokumente verfügbar, die umwelt-
bezogene Informationen enthalten:  
 

Art der  
vorhandenen  
Information  

Urheber  
 

Thematischer  
Bezug  

Fachgutachten Kortemeier 
Brokmann  
Landschaftsar-
chitekten 

Umweltbericht 
mit artenschutz-
rechtlicher Vor-
einschätzung 

Fachgutachten Karin Bohrer 
Landschaftsar-
chitektin 

Beurteilung der 
potentiellen Eig-
nung für pla-
nungsrelevante 
Arten und euro-
päische Vogel-
arten 

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
 
 

 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorgaben begründet wird, die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung fallen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 14.09.2016 über den Entwurf der Flä-
chennutzungsplanänderung 
 
Nr. 19 „Deponie Hellsiek“ 
Ortsteil:   Mosebeck, Vahlhausen 
Änderungsgebiet: Deponiegelände südlich der 

Barntruper Straße 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 16.09.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Gemeinde Extertal 
 
394 Bebauungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Exter-

tal OT Nalhof für das Gebiet „Brakenberg“ 
 
Satzungsbeschluss, Ortsübliche Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses und Inkraftsetzung (§ 10 Abs. 3 
BauGB) 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
21. April 2016 den Satzungsbeschluss über den Bebau-
ungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für 
das Gebiet „Brakenberg“, gefasst. 
 
Die Bezirksregierung Detmold als höhere Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des BauGB hat mit Verfügung vom P26. 
August 2016 die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Extertal unter dem Aktenzeichen35.21.10-
507/B. 121 genehmigt (§ 6 Abs. 1 BauGB). 
 
Damit gilt der Bebauungsplan Nr. 009/02 der Gemeinde 
Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“, gemäß § 
8 Abs. 3 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
und bedarf gemäß § 10 Abs. 2 BauGB keiner Genehmi-
gung durch die höhere Verwaltungsbehörde. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 02/09 der Gemeinde Extertal, OT 
Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ besteht aus der Pla-
nurkunde (Planzeichnung einschließlich Planzeichenerklä-
rung).Dem Bebauungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Exter-
tal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“, ist eine Be-
gründung beigefügt. Bestandteil der Begründung ist der 
Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung. 
 
Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 09/02 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“ ist die Fest-
setzung eines „Sondergebietes SO mit der Zweckbestim-
mung „Sondergebiet für die Tierhaltung / Tierproduktion“ (§ 
11 BauNVO) und „Entwicklung und Bereitstellung von agr-
artechnischen Geräten und Anlagen“ (11 BauNVO) : Teil-
bereich 1 : Sondergebiet SO „Tierhaltung/ Tierproduktion“ 
(§ 11 BauNVO) / Teilbereich II: Sondergebiet SO „Entwick-
lung und Bereitstellung von agrartechnischen Anlagen (§ 
11 BauNVO“. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des - Bebauungsplanes Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakwenberg“ -  geht aus der kartografischen Abbildung 
hervor, die Bestandteil der öffentlichen Bekanntmachung 
ist. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
der Bebauungsplan Nr. 07/06  der Gemeinde Extertal, OT 
Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanlage-Könisgrund“, 
rechtsverbindlich. 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 09/02 der Ge-
meinde Extertal, OT  Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“, 
wird als Ersatzbekanntmachung bekanntgemacht, in dem 
der Sachverhalt, dass der Rat den Satzungsbeschluss ge-
fasst hat, öffentlich bekanntgemacht wird und eine Ein-
sichtnahme der beschlossenen Satzung (Bebauungsplan) 
gewährleistet wird. 
 
 
 
 

 
Der Bebauungsplan Nr. 09/02 der Gemeinde Extertal, OT 
Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“,  liegt ab dem Zeit-
punkt der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich der 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung bei 
der Gemeinde Extertal, Rathaus-Extertal,  Fachbereich 
Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 208, 32699 Ex-
tertal, während der allgemeinen Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtnahme öffentlich aus. Jedermann kann über 
den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft verlangen. 
 
Hinweise: 
 

1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung 
der in § 214 Abs. 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden sein. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 

des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eins Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend ge-
macht worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-

rens- und Formvorschriften begründen soll, ist dar-
zulegen. 

 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

des BauGB über die Entschädigung von durch die 
Inkraftsetzung des Bebauungsplanes eingetretenen 
Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des 
Bebauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW 
nach Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend wer-
den, es sei denn  

 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b.) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d.) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
nannt, die den Mangel ergibt. 

 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
(Bürgermeisterin) 
 
Extertal, 12. September  2016 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
FB II.1/ Da 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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395 44. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Gemeinde Extertal OT Nalhof für das Gebiet 
„Brakenberg“ 

 
Ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde und Inkraftsetzung ge-
mäß § 6 Abs. 5 BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
21. April 2016 den Feststellungsbeschluss über die 44. Än-
derung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Exter-
tal, OT Nalhof, für das Gebiet „Brakenberg“, gefasst. 
 
Die Bezirksregierung Detmold als höhere Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des BauGB hat mit Verfügung vom 26. Au-
gust 2016 die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Extertal unter dem Aktenzeichen35.21.10-
507/B.21  genehmigt (§ 6 Abs. 1 BauGB). 
 
Die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Extertal besteht aus der Planurkunde (Planzeich-
nung einschließlich Planzeichenerklärung). Der 44. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Extertal ist 
eine Begründung beigefügt. Bestandteil der Begründung ist 
der Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung. 
 
Inhalt der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die 
Darstellung eines „Sondergebietes SO mit der Zweckbe-
stimmung „Sondergebiet für die Tierhaltung / Tierprodukti-
on“ (§ 11 BauNVO) und „Entwicklung und Bereitstellung 
von agrartechnischen Geräten und Anlagen“ (11 BauNVO) 
: Teilbereich 1 : Sondergebiet SO „Tierhaltung/ Tierproduk-
tion“ (§ 11 BauNVO) / Teilbereich II: Sondergebiet SO 
„Entwicklung und Bereitstellung von agrartechnischen An-
lagen (§ 11 BauNVO“. 
 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte im 
Parallelverfahren die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des - Bebauungsplanes Nr. 
09/02 der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Brakenberg“ / 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren -  gehen aus der kartografischen Ab-
bildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Bekannt-
machung ist. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Extertal rechtsverbindlich. 
 
Die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt ab dem 
Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich 
der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung 
bei der Gemeinde Extertal, Rathaus-Extertal,  Fachbereich 
Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 208, 32699 Ex-
tertal, während der allgemeinen Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtnahme öffentlich aus. Jedermann kann über 
den Inhalt der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Auskunft verlangen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise: 
 

1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung 
der in § 214 Abs. 1 bis 3 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden sein. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 

Nr. 4 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eins Jahres seit dieser Bekanntma-
chung gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend 
gemacht worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-

rens- und Formvorschriften begründen soll, ist dar-
zulegen. 

 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

des BauGB über die Entschädigung von durch die 
Inkraftsetzung der 43.  Änderung des Flächennut-
zungsplanes eingetretenen Vermögensnachteile 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen ent-
sprechender Entschädigungsansprüche wird hinge-
wiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren für 
die 43. Änderung des Flächennutzungsplanes kann 
gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf eines Jahres  
nicht mehr geltend werden, es sei denn  

 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschreibenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b.) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d.) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
nannt, die den Mangel ergibt. 

 
Gez. 
 
 
Monika Rehmert 
(Bürgermeisterin) 
 
Extertal, 12. September 2016 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/ Da 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
396 Außenbereichssatzung „Südlicher 

Schliepsteinweg“, Stt. Holzhausen-
Externsteine 

 Hier: Bekanntmachung der Öffentlichen Aus-
legung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung vom 08.09.2016 den Entwurf der Au-
ßenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 BauGB „Südlicher 
Schliepsteinweg“ für die Flurstücke 47, 48, 49 und 50, Flur 
3, Gem. Holzhausen-Externsteine gebilligt. 
 
Mit dem Entwurf soll gem. § 35 Abs. 6 Satz 5 Baugesetz-
buch die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs.2 und die Be-
teiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch durchgeführt werden. 
 
Durch die Außenbereichssatzung kann zu Wohnzwecken 
dienenden Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 Baugesetz-
buch nicht entgegengehalten werden, dass sie einer Dar-
stellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die 
Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entste-
hung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten 
lassen. 
 
Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der Außenbereichssatzung mit 
der Begründung sowie die folgenden bereits vorliegenden 
wesentlichen umweltbezogenen Informationen: 
� Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Verträglichkeitsprüfung (Un-

tersuchung der Auswirkungen auf das angrenzende 
FFH-Gebiet DE-4119-301 „Externsteine“) 

vom 
 

04. Oktober bis einschließlich 03. November 2016 
 
öffentlich ausliegen. Die öffentliche Auslegung findet beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangtafel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: 
Montags bis donnerstags zwischen 8:30 Uhr und 16:30 
Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr und donnerstags 
bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 
Uhr. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 gebeten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über die Satzung informieren. Während der Ausle-
gungsfrist können von jedermann Äußerungen und Stel-
lungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt Horn-
Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Marktplatz 2, 
Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, die im 
Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht rechtzeitig 
abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung 
über die Satzung unberücksichtigt bleiben, sofern die Stadt 
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Satzung nicht 
von Bedeutung ist (gem. § 4a (6) BauGB). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Geltungsbereiches sind aus dem 
dieser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist 
die Grenzziehung in dem Entwurf der Planzeichnung ver-
bindlich. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.09.2016 
 
gez. 
 
 
Rother 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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397 Öffentliche Bekanntmachung über die Absicht 

der Einziehung eines Verbindungweges zwi-
schen Tilsiter Str. und Kolberger Str. im Stt. 
Horn 

 
Zwischen der Tilsiter Str. und der Kolberger Str. verläuft ein 
Verbindungsweg. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Liegen-
schaften hat in seiner Sitzung am 06.09.2016 beschlossen, 
dass dieser Fußweg, Flurstück 793, Flur 18 in der Gemar-
kung Horn, keine öffentliche Bedeutung mehr hat und ein-
gezogen werden soll. 
 
Das Vorhaben wird hiermit 
 
gem. § 7 Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes Nord-
rhein-Westfalen -StrWG NW- in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 
1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2015 
(GV. NRW. S. 312) 
bekanntgemacht.  
 
Es wird Gelegenheit gegeben binnen 3 Monate nach dieser 
Bekanntmachung, spätestens bis zum 29.12.2016, Ein-
wendungen schriftlich bei der Stadt Horn-Bad Meinberg zu 
erheben. 
 
Die Lage des Weges ist aus dem beigefügtem Lageplan 
ersichtlich. Dieser kann bei der Stadt Horn-Bad Meinberg 
im Dienstgebäude Marktplatz 2, im 2. OG eingesehen wer-
den und zwar 
 
Montags bis Freitags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
und  
Donnerstags von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.09.2016 
 
gez. 
 
 
Rother 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
398 13. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad 

Meinberg in der Wahlperiode 2014/2020 am 
29.09.2016 

 
Die 13. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2014/2020 
findet am 
 

Donnerstag, den 29.09.2016 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der 

in der nichtöffentlichen Sitzung des Rates 
am 30.06.2016 gefassten Beschlüsse 

 
2 Ernennung des Leiters der Feuerwehr und 

seiner Stellvertreter 
 
3 OWL Verkehr GmbH, mittelbare Beteiligung 

über die KVG Lippe 
 
4 Errichtung einer Anstalt des öffentlichen 

Rechts „d-NRW AöR" 
hier: Beitritt der Stadt Horn-Bad Meinberg 
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5 Beteiligung weiterer kommunaler Gesell-

schafter an der Westfalen Weser Energie 
GmbH & Co. KG; Änderung der Gesell-
schaftsverträge 

 
6 Genehmigung einer Dringlichkeitsentschei-

dung 
hier: Mehrausgaben bei für den Breitband-
ausbau im Stadtteil Schmedissen 

 
7 Fertigstellung der Erschließungsanlage 

"Falkenberg" im Stt. Holzhausen-
Externsteine 
a) Erlass einer Abweichungssatzung 
b) Widmung 

 
8 1. Änderung der Straßenbaubeitragssatzung 
 
9 Bürgerradweg an der L 823 zwischen Horn 

und Große Laue (K 94n) 
Antrag auf finanzielle Unterstützung 

 
10 Feststellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichtes 2015 der Stadtwerke 
Horn-Bad Meinberg 

 
11 Interkommunale Zusammenarbeit im Forst-

wesen: Abschluss einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zwischen den 
Städten Horn-Bad Meinberg, Lemgo und 
Bad Salzuflen 

 
12 Anregungen und Beschwerden 
 
13 Einwohnerfragestunde 
 
14 Anfragen / Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
15 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 21.09.2016 
 
 
Rother 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
399 Bekanntmachung über die Einebnung von 

Grabstätten auf den Friedhöfen Brake, Entrup, 
Hörstmar, Leese, Lüningheide, Lüerdissen, 
Rintelner Straße, Voßheide, Trophagen. 

 
Reihengrabstätten auf den Friedhöfen Brake, Entrup, 
Hörstmar, Leese, Lüningheide, Lüerdissen,  
Rintelner Straße, Voßheide, Trophagen, bei denen die 
Ruhezeit abgelaufen ist und die ungepflegt sind, werden 
nach Ablauf von drei Monaten nach Veröffentlichung, ge-
mäß § 14 Abs. 4 der Friedhofssatzung der Stadt Lemgo 
vom 11. Dezember 2012, geändert durch Satzung vom 
23.06.2015, kostenpflichtig eingeebnet. Innerhalb dieser 
drei Monate sind von den Nutzungsberechtigten die Grab-
steine und Einfassungen zu entfernen oder entfernen zu 
lassen.  
 
Grabstätten (Erdwahl- und Urnenwahlgräber) auf den 
Friedhöfen Brake, Entrup, Hörstmar, Leese,  
Lüningheide, Lüerdissen, Rintelner Straße, Voßheide, 
Trophagen, bei denen die Nutzungszeit  
abgelaufen ist und die ungepflegt sind, werden nach Ab-
lauf von drei Monaten nach Veröffentlichung,  
bzw. drei Monate nach Anbringung des Hinweisschildes 
auf der Grabstätte, gemäß § 24 Abs. 2 der  
Friedhofssatzung der Stadt Lemgo vom 11. Dezember 
2012, geändert durch Satzung vom 23.06.2015, kosten-
pflichtig eingeebnet. Die Hinweisschilder wurden am 
08.09.2016 auf den betroffenen Grabstellen angebracht. 
 
Wahl-Grabstätten mit abgelaufener Nutzungszeit: Sofern 
nicht ein dazu Berechtigter bis zum 31.12.2016 den Antrag 
auf Verlängerung der Nutzungszeit bei der Friedhofsver-
waltung der Stadt Lemgo stellt, 
wird die Grabstätte von Amts wegen abgeräumt und einge-
ebnet. 
 
Die Angehörigen werden gebeten, die Grabmale, Blumen-
vasen und den übrigen Grabschmuck zu entfernen. 
Nicht abgeräumtes Grabzubehör geht in das Eigentum der 
Stadt Lemgo über. 
 
Grabstätten (Reihen, Wahl- und Urnengräber) auf den 
Friedhöfen Brake, Entrup, Hörstmar, Leese, Lüninghei-
de, Lüerdissen, Rintelner Straße, Voßheide, Tropha-
gen, bei denen die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen 
ist, die aber ungepflegt sind, werden nach Ablauf von drei 
Monaten nach Veröffentlichung, bzw. drei Monate nach 
Anbringung des Hinweisschildes auf der Grabstätte, ge-
mäß § 18 Abs. 6 i.Vm. § 24 Abs.1 u. Abs.2 der Friedhofs-
satzung der Stadt Lemgo vom 11. Dezember 2012, geän-
dert durch Satzung vom 23.06.2015, kostenpflichtig einge-
ebnet. Die Hinweisschilder wurden am 08.09.2016 auf den 
betroffenen Grabstätten angebracht. Auf die Verpflichtung 
zur Herrichtung und Pflege der Grabstätten wird hiermit 
gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 der Friedhofssatzung hingewie-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Pflegeverpflichteten werden hiermit gebeten, die Grab-
stätte bis spätestens 31. Dezember 2016 wieder 
ordnungsgemäß herzurichten. Andernfalls wird die Eineb-
nung gemäß § 24 der Friedhofssatzung der Stadt 
Lemgo vom 11. Dezember 2012, geändert durch Satzung 
vom 23.06.2015, durchgeführt.  
 
Lemgo, den 08.09.2016 
 
Alte Hansestadt Lemgo  
Der Bürgermeister 
Forst und Grün Lemgo 
Im Auftrag 
 
 
Meiercord 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
400 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes 
(BMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013 (Bundesgesetzblatt I 2013, Seite 1084 ff), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 02.02.2016 (BGBl. I S. 
130), weist die Meldebehörde auf Folgendes hin: 
 
Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Daten 
an das Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG 
auf das Recht, der Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 
des Soldatengesetzes widersprechen zu können. Dies gilt 
nur bei der Anmeldung von Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 
 
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und 
Männer, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, 
verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie 
hierfür tauglich sind. Zum Zweck der Übersendung von In-
formationsmaterial übermitteln die Meldebehörden dem 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
aufgrund § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes jährlich bis 
zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig wer-
den: 
 
1. Familienname 
2. Vornamen 
3. gegenwärtige Anschrift. 
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
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Betroffene, die von ihren Widerspruchsrechten Ge-
brauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die 
entsprechende Erklärung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entspre-
chender Vordruck wird hierfür bereitgehalten. Bei Per-
sonen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift der 
Sorgeberechtigten.  
 
Lemgo, den 07.09.2016 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
401 Versteigerung von Fundsachen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am Freitag, den 04. No-
vember  2016 ab 14:30 Uhr auf dem Hof der Städtischen 
Betriebe Lemgo, Am Bauhof 17, 32657 Lemgo, Fundfahr-
räder und diverse weitere Gegenstände versteigert werden. 
Die Gegenstände können ab 14:00 Uhr besichtigt werden. 
 
Empfangsberechtigten (Verlierer der Fundsachen) wird 
hiermit Gelegenheit gegeben, ihre Rechte bis zum Verstei-
gerungstermin beim Bürgerbüro der Alten Hansestadt 
Lemgo im Ballhaus (Tel.: 05261/213-115) anzumelden. 
 
Lemgo, den 06.09.2016 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
402 Widerspruchsrecht gegen Datenübermittlun-

gen 
 
Gemäß § 42 Abs.3 und § 50 Abs. 5 des Bundesmeldege-
setzes (BMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013 (Bundesgesetzblatt I 2013, Seite 1084 ff) weist 
die Meldebehörde auf Folgendes hin: 
 
1. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religionsge-
sellschaft durch den Familienangehörigen eines Mit-
glieds dieser Religionsgesellschaft 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG 
auf das Recht, der Datenübermittlung nach § 42 Absatz 2 
BMG widersprechen zu können: 
 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder 
keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehö-
ren, darf die Meldebehörde gemäß § 42 Absatz 2 BMG von 
diesen Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 
 
 

 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Geburtsdatum und Geburtsort, 
3. Geschlecht, 
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft, 
5. derzeitige Anschriften, 
6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 
7. Sterbedatum. 
 
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert 
nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuerer-
hebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger 
bei der Übermittlung mitgeteilt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Haupt-
wohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
2. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an Parteien, Wählergruppen u.a. bei Wahlen 
und Abstimmungen 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 1 BMG an 
Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler Ebene zu wider-
sprechen. 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Partei-
en, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvor-
schlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmun-
gen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs 
der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Aus-
kunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 
1 BMG bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberech-
tigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das Le-
bensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlbe-
rechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person 
oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese 
nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung ver-
wenden und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl 
oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. Bei ei-
nem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der 
Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Woh-
nung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu 
seinem Widerruf. 
 
3. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an 
Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 2 BMG zu 
widersprechen. 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft 
aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 Absatz 2 
BMG Auskunft erteilen über 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 
 
 
 
 



664 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere 
Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende 
Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende 
Ehejubiläum. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei denen 
die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
4. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an Adressbuchverlage 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 3 BMG an 
Adressbuchverlage widersprechen zu können. 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 BMG Ad-
ressbuchverlagen zu allen Einwohnern, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über 
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 
 
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von 
Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in Buchform) ver-
wendet werden. Bei einem Widerspruch werden die Daten 
nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen Meldebe-
hörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, ein-
zulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
Betroffene, die von ihren Widerspruchsrechten Ge-
brauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die 
entsprechende Erklärung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entspre-
chender Vordruck wird hierfür bereitgehalten. Bei Per-
sonen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift der 
Sorgeberechtigten. 
 
Lemgo, 07.09.2016 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 665 
 

 

 

Jobcenter Lippe 
 
403 Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 

14.09.2016 für die Zeit ab dem 01.07.2016 
 An Frau Helene Kunz,  
 Herrn Ayham Idres,  
 
An Frau Kunz und Herrn Idres ist am 14.09.2016 unter dem 
Aktenzeichen 6.210.2.20.37.0447.3 ein Bescheid erlassen 
worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Kunz 
und Herr Idres unbekannt wohnhaft sind.  
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Die Betroffenen können den Bescheid beim Jobcenter Lip-
pe, Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 
2, in 32758 Detmold Zimmer 252 während der üblichen 
Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 14.09.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Sebastian Zumwinkel 

Kr.Bl.Lippe 26.09.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



666 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 667 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



668 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


